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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat ohne 
mündliche Verhandlung am 23. April 1970 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Mai und der Bundesrichter Dr. Graf, 
Zorn, Henkel und Puchs

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil 
des 5. Zivilsenats - Entschädigungssenats - 
des Oberlandesgerichts Koblenz vom 8. Dezem­
ber 1966 wird zurückgewiesen.

Das Verfahren ist gebühren- und auslagenfrei.
Die außergerichtlichen Kosten des Rechtsmit­
tels trägt der Kläger.

Von Rechts wegen 

Tatbestand

Der 1907 in geborene jüdische Kläger wurde am
1. Juli 1941 in das Ghetto seiner Geburtsstadt eingewie­
sen. Von Ende Oktober 1943 bis 23• April 1945 wurde er 
in den Konzentrationslagern Riga-Kaiserwald, Stutthof, 
Buchenwald/Kommando Bochum und Plossenbürg festgehalten. 
Nach seiner Befreiung hielt er sich in Bayern in verschie­
denen DP-Lagern auf. Am 30. September 1946 übersiedelte 
er nach Frankreich. Am 2. April 1948 wanderte er nach 
Columbien aus.



Der Kläger ist für seinen Freiheitsschaden entschä­
digt worden. Er hat ferner Ansprüche auf Entschädigung für 
Schaden an Körper oder Gesundheit geltend gemacht. Hierzu 
hat er vorgetragen, er leide infolge der während der Haft 
erlittenen Mißhandlungen an Kopfschmerzen, Schwindelanfäl­
len und Verdauungsstörungen. Auch habe er während der In­
haftierung sieben Zähne verloren.

Die Entschädigungsbehörde hat den Kläger durch den 
Vertrauensarzt Dr. Kraus in BogotA untersuchen lassen und 
nach Stellungnahme ihrer beratenden Ärzte eine psychisch­
vegetative Labilität im Sinne einer vorübergehenden Ver­
schlimmerung bis zum 30. April 1947 als Verfolgungsschaden 
anerkannt und dem Kläger für dieses Leiden einen Anspruch 
auf Heilverfahren für die Zeit von 1945 bis 1947 zugebilligt. 
Einen Anspruch auf KapitalentSchädigung und Rente hat sie 
verneint.

Mit der Klage hat der Kläger beantragt, das beklagte 
Land zu verurteilen, an ihn für die Zeit vom 1. Januar 
1945 bis zum 31. Oktober 1953 eine Kapitalentschädigung 
und für die Folgezeit eine Rente zu zahlen, berechnet auf 
der Grundlage einer verfolgungsbedingten Erwerbsminderung 
von 25 # und eines Hundertsatzes von 30 der Bezüge eines 
Beamten des höheren Dienstes, ferner, ihm ein Heilverfahren 
zu gewähren. Er hat noch geltend gemacht, er habe sich durch 
die schwere Arbeit in den Konzentrationslagern eine Zwerch­
fellhernie zugezogen.

Das Landgericht hat ein Gutachten der Universitäts­
klinik für psychische und Nervenkrankheiten in Göttingen
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vom 3. Oktober 1961 und ein weiteres Gutachten des Arztes 
Dr. Ruiz vom 21. November 1962 eingeholt und sodann, ent­
sprechend dem Antrag des beklagten Landes, die Klage ab­
gewiesen.

Der Kläger hat Berufung eingelegt und ergänzend vor­
getragen, seine Nervosität und sein Magenleiden seien eine 
Folge der Amöbenruhr, die er sich in den Tropen zugezogen 
habe. Die Krankheit sei letztlich eine Auswirkung der natio­
nalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen, da er ohne die Ver­
folgung nicht ausgewandert wäre. Er hat sich ferner auf die 
Vermutung des § 31 Abs. 2 BEG berufen.

Das Oberlandesgericht hat nach Einholung eines Ergän­
zung sgutachtens der Nervenkliniken der Universität Göttin­
gen vom 9* Februar 1966 die Berufung zurückgewiesen. Mit der 
vom Oberlandesgericht zugelassenen Revision verfolgt der Klä­
ger seine Ansprüche weiter. Das beklagte Land hat sich im 
Revisionsrechtszug nicht vertreten lassen.

Bntscheidungsgründe 

Die Revision ist unbegründet.

Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts sind die 
vorgebrachten gesundheitlichen Beschwerden (Kopfschmerzen, 
Schwindelanfälle und Verdauungsstörungen) ausschließlich 
die Folge einer Amöbenruhr, die sich der Kläger in BogotA 
zugezogen hat. Diese Eingeweideparasiten sind bei Labora­
toriumsuntersuchungen im Jahre 1962 festgestellt worden.
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Sie erklären nach den vom Berufungsgericht übernommenen 
Ausführungen im Gutachten des Arztes Br. Ruiz und im Er­
gänzungsgutachten der Göttinger Universitätsklinik die 
körperlichen und nervösen Störungen des Klägers. Im er­
sten Gutachten dieser Klinik vom 3. Oktober 1961 sind 
zunächst alle möglichen anderen Ursachen der gesundheit­
lichen Störungen (z. B. der Verdacht auf eine Zwerchfell­
hernie) erörtert worden. In diesem ersten Gutachten ist 
die durch die nervösen Störungen verursachte Beeinträch­
tigung der Erwerbsfähigkeit des Klägers mit allenfalls 
unter 20 # bewertet worden. Nachdem die wirkliche Ursa­
che der Störungen durch Laboratoriumsbefunde geklärt wor­
den war, haben die Sachverständigen im Ergänzungsgutachten 
nicht mehr ausdrücklich zur Präge der Minderung der Erwerbs­
fähigkeit des Klägers Stellung genommen; sie haben sich 
nur auf die abschließende Beurteilung des früheren Gut­
achtens bezogen.

Das Berufungsgericht hat zunächst diese im früheren 
Gutachten enthaltene und im späteren Gutachten nicht ab­
geänderte Schätzung des Hundertsatzes der Beeinträchti­
gung der Erwerbsfähigkeit übernommen und dadurch die An­
wendung der Vermutung des § 31 Abs. 2 BEG ausgeschlossen.
Die Rüge der Revision, das Berufungsgericht hätte nicht 
die Aktengutachten der Göttinger Klinik verwerten dürfen, son­
dern ein weiteres auf Grund einer persönlichen Untersuchung 
des Klägers zu erstattendes Gutachten einholen müssen, ist 
nicht begründet. Die Entscheidung dieser Präge obliegt dem 
Tatrichter. Er kann sich ohne Rechtsfehler einem Aktengut­
achten namentlich dann anschließen, wenn diesem Gutachten 
objektive Befunde zugrunde liegen (BGH RzW 1968, 426 Nr. 27)*
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Das Berufungsgericht hat in seinen weiteren Erwägun­
gen noch die Möglichkeit angenommen, daß die Amöbenruhr 
neben der durch die nervösen Störungen hervorgerufenen 
Minderung der Erwerbsfähigkeit von 20 i» weitere gesundheit­
liche Störungen mit einer möglicherweise über 25 # hinaus­
gehenden Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit herbeiführe. 
Für diesen Fall hält es die Vermutung des § 31 Abs. 2 BEG 
für widerlegt. Nach seiner Auffassung ist nämlich ein ur­
sächlicher Zusammenhang zwischen dem den Störungen zugrun­
deliegenden Tropenleiden und der Verfolgung mit einer an 
Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit auszuschließen.
Es begründet dies damit, daß der Entschluß zur Auswande­
rung nicht auf der Verfolgung beruhe, sondern vom Kläger 
nach Beendigung der Verfolgung wegen der nach dem Kriege in 
seinem Heimatland Lettland herrschenden politischen Verhält­
nisse gefaßt worden sei.

Diese Erwägungen tragen die Entscheidung. Das Beru­
fungsgericht geht, entgegen der Meinung der Revision, recht­
lich zutreffend davon aus, daß die Vermutung des § 31 Abs. 2 
BEG widerlegbar ist (BGH RzW 1968, 68 Nr. 10). Sie ist wi­
derlegt, wenn mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlich­
keit anzunehmen ist, daß die bei dem Verfolgten bestehen­
de 25 # oder mehr betragende Minderung der Erwerbsfähigkeit 
in keinem ursächlichen Zusammenhang mit der Verfolgung steht. 
Einen solchen Zusammenhang hat das Berufungsgericht mit dem 
erforderlichen Wahrscheinlichkeitsgrad verneint. Es hat 
nicht verkannt, daß ein für ein Einwanderungsland typisches 
Leiden samt den darauf beruhenden weiteren gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen dann als verfolgungsbedingt anzusehen 
ist, wenn die Einwanderung mit der Verfolgung im Zusammen-



hang steht. Diese Voraussetzung hat es jedoch als nicht 
gegeben erachtet, weil sich der Kläger nach seinen eige­
nen Angaben gegenüber der Entschädigungsbehörde zur Aus­
wanderung nach Columbien nach Beendigung der Verfolgung 
wegen der in seinem Heimatland Lettland herrschenden po­
litischen Verhältnisse entschlossen hat. Diese Feststellung 
hat das Berufungsgericht im Rahmen einer möglichen Beweis­
würdigung getroffen. Die Revision hat hiergegen keine Ver­
fahrensrüge des Inhalts erhoben, daß das Berufungsgericht 
hierbei andere, den Entschluß des Klägers mit beeinflussen­
de, der Verfolgung zuzurechnende Umstände nicht berücksich­
tigt habe. Die ohne Rechtsfehler getroffene Feststellung 
ist für das Revisionsgericht bindend. Sie reicht zur Wider­
legung der Vermutung des § 31 Abs. 2 BEG aus.

Aus diesen Gründen wird die Revision mit der Kosten­
folge aus § 97 Abs. 1 ZPO, § 225 Abs. 1 BEG zurückgewiesen.

Mai Graf Zorn

Henkel Fuchs
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